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S eit einiger Zeit wird in Japan der Ruf nach ei-
nem härteren Durchgreifen im Jugendrecht
immer lauter, der inzwischen auch die tägli-

che Praxis erreicht hat. Dieser Wandel ist auf
Veränderungen in der japanischen Gesellschaft
zurückzuführen. Im Mittelpunkt dieses Artikels
steht die Diversion, die in verschiedenen Ländern
der Welt im Zusammenhang mit der Reform des
jeweiligen Jugend(straf-)rechts thematisiert wird.
Die Diversion im japanischen Jugendrecht weist
jedoch einige Besonderheiten auf.

In Japan war die Diversion nicht immer das
vorrangige Ziel. Ein Grund dafür ist die gesetzli-
che Regelung, wonach Polizei und Staatsanwalt-
schaft ausnahmslos alle Straftaten Jugendlicher
an das Familiengericht abgeben müssen. Es darf
also kein Fall außerhalb des familiengericht-
lichen Verfahrens eingestellt werden. Jedoch
werden nahezu 40% aller Fälle (ohne Verkehrs-
delikte) auf dem Wege des sog. Summary Referral
(summarische Abgabe) an das Familiengericht
weitergeleitet. Dabei sammelt die Polizei die mo-
natlich anfallenden Bagatellverfahren und über-
gibt sie en bloc dem Familiengericht, das diese
Verfahren in der Regel ohne weitere Untersu-
chung oder Anhörung einstellt. Die summari-
sche Abgabe wirkt daher de facto wie eine Diver-
sionsmaßnahme.

Der andere Grund ist, dass sich auch die durch
Bewährungshelfer geleistete Jugendhilfe im Fa-
miliengerichtsverfahren wie eine Diversions-
maßnahme auswirkt. So werden mehr als 80%
der Fälle, die im Wege der regulären Abgabe zum
Familiengericht gelangen, auf Grund des Ein-
greifens der Jugendhilfe vor oder auch nach der
gerichtlichen Verhandlung eingestellt. Eine sol-
che Vorgehensweise entspricht dem vom japani-
schen Jugendgesetz vorgegebenen Ziel, der al-
tersadäquaten Entwicklung der Jugendlichen
Rechnung zu tragen.

Nach einem Überblick über das japanische Ju-
gendrecht (1.) wird der gesetzliche Hintergrund
und die Praxis der Diversion im Hinblick auf die
sozialstaatlich begründete Resozialisierungsfunk-
tion sowie die Funktion der Kriminalitätskon-
trolle des Jugendrechts untersucht (2.). Sodann
wird der aktuelle kriminalpolitische Trend zu
hartem Durchgreifen analysiert (3.).

1. Überblick über das japanische Jugendrecht

Kurz nach dem zweiten Weltkrieg gingen gra-
vierende gesellschaftliche Umwälzungen mit ei-
ner großen Welle der Jugendkriminalität einher.
Japan bekam eine neue Verfassung, in der Ju-
gendhilfe und Ausbildung der Kinder sowie die
Menschenrechte in den Mittelpunkt gerückt
wurden. 1948 wurde ein völlig neues Jugendge-
setz erlassen, welches das alte Gesetz von 1922
ersetzte.

1.1. Zielsetzung und gerichtliche Zuständigkeit

Dieses neue Jugendgesetz orientierte sich am US-
amerikanischen Standard Juvenile Court Act von
1943, das auf dem Prinzip des parens patriae be-
ruht. Das Gesetz betonte die Resozialisierungs-
funktion des Jugendrechts, während Strafverfah-
ren und strafrechtliche Sanktionen als nicht ge-
eignete Mittel zur Lösung des Problems der
Jugendkriminalität angesehen wurden.

Zugleich wurden die Familiengerichte gegrün-
det. Dabei handelt es sich um justizförmige In-
stitutionen, denen ein professioneller Richter
vorsitzt. Das Familiengericht ist zuständig in Fa-
miliensachen sowie für Straftaten Jugendlicher.
Es nimmt daher die zentrale Rolle im japani-
schen Jugendrecht ein. In jeder von Japans 50
Präfekturen gibt es ein Familiengericht und meh-
rere Nebenstellen.

In § 1 des Jugendgesetzes wird als dessen Ziel
die altersadäquate Entwicklung der Jugendlichen
genannt. Das Jugendgesetz regelt die Erziehungs-
maßnahmen zur Erreichung dieses Ziels sowie
das Verfahren vor dem Familiengericht. Nach § 3
ist das Familiengericht in den folgenden Fällen
zuständig: (1) Jugendliche Straftäter, (2) Kinder
unter 14 Jahren, die strafrechtliche Normen ver-
letzt haben1, (3) Jugendliche unter 20 Jahren, bei
denen aufgrund ihrer Persönlichkeit oder sonsti-
gen Umständen eine hinreichende Wahrschein-
lichkeit besteht, dass sie eine Straftat begehen
werden (potentielle Straftäter).

Nach dem Kinderwohlfahrtsgesetz sind für Fäl-
le im Zusammenhang mit Kindern unter 14 Jah-
ren grundsätzlich die Jugendämter zuständig. Nur
wenn diese entscheiden, einen solchen Fall an das
Familiengericht abzugeben, damit dieses Erzie-
hungsmaßnahmen anordnen kann, befasst sich
das Familiengericht mit Straftaten von Kindern
unter 14 Jahren. Im Jahr 2002 betrug die Zahl sol-
cher Fälle 357. Die Zahl der Fälle potentieller ju-
gendlicher Straftäter war im Jahr 2002 mit 1.061
ebenfalls sehr gering. In den allermeisten jugend-
spezifischen Fällen vor den Familiengerichten
geht es um jugendliche Straftäter. Sie stehen im
Mittelpunkt der folgenden Ausführungen.

1.2. Die Entwicklung der Jugendkriminalität in
Japan

Die japanische Jugendkriminalitätsrate ist im
Vergleich mit anderen industrialisierten Ländern
sehr niedrig und betrug im Jahre 2002 1.506 Tat-
verdächtige pro 100.000 Jugendliche2. Nach der
polizeilichen Kriminalstatistik hat der Anteil der
tatverdächtigen Jugendlichen in den letzten Jah-
ren zugenommen. Die Polizei nennt diese Ent-
wicklung »die vierte Welle der Kriminalität«
nach dem Zweiten Weltkrieg.
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In nahezu 87% der Fälle geht es um Diebstahl
oder Unterschlagung (Tab. 1). Dementsprechend
hat ein Rückgang oder Anstieg der Zahl der Ju-
gendlichen, die wegen eines dieser Delikte ver-
folgt werden, einen großen Einfluss auf die Ent-
wicklung der Zahl der jugendlichen Straftäter
insgesamt. Schwankungen der Tatverdächtigen-
belastungszahl beruhen weiterhin auf der poli-
zeilichen Verfolgungspraxis gegenüber Jugend-
lichen, die gerade bei solchen leichteren Delik-
ten sehr unterschiedlich ist.

Anders als bei den Tötungsdelikten ist die Zahl
der Jugendlichen, die wegen eines Raubdeliktes
verfolgt wurden, seit 1997 angestiegen. Die Mas-
senmedien präsentierten den Anstieg der Raub-
delikte als Beleg dafür, dass die Jugendlichen sehr
viel gewalttätiger geworden seien, und riefen
nach einem härteren Vorgehen gegen jugendli-
che Straftäter. Es entwickelte sich eine starke öf-
fentliche und politische Debatte über die Ju-
gendrechtsreform. Auch infolgedessen ist das Ju-
gendgesetz im Jahr 2000 neugestaltet worden.

Weiterhin ist beobachtet worden, dass die po-
lizeiliche Gesetzesanwendung gerade im Hin-
blick auf schwere Fälle von Jugendkriminalität
härter geworden ist, und dass der starke Anstieg
der Tatverdächtigenbelastungszahl für Raubde-
likte nicht nur auf eine tatsächlich höhere Zahl
von Tätern, sondern in erster Linie auf eine ver-
änderte Verfolgungspraxis zurückzuführen ist.
So konnte zum Beispiel eine Wegnahme, die
eine Körperverletzung des Opfers zur Folge hat-
te, ab 1997 als »Raub mit Körperverletzung« ver-
folgt werden, und zwar auch bei nur leichten
Verletzungen. Zuvor waren solche Fälle als zwei
Delikte – Diebstahl und Körperverletzung – be-
handelt worden3.

1.3. Das Verfahren vor dem Familiengericht

Das polizeiliche Ermittlungsverfahren bei Straftaten
Jugendlicher folgt den allgemeinen Regeln des
Strafprozessrechts. Das Jugendgesetz und die Rege-
lungen zur polizeilichen Ermittlungsarbeit enthal-
ten zwar einige Bestimmungen für eine besondere
Behandlung Jugendlicher, etwa spezielle Arrest-
und Haftbegrenzungen sowie Schutzbestimmun-
gen bei polizeilichen Befragungen. Es bestehen aber
große Zweifel, ob diese tatsächlich einen effektiven
Schutz der Jugendlichen gewährleisten können.

Die Polizei gibt leichtere Fälle direkt an das Fa-
miliengericht ab, während schwerere Fälle an die

Staatsanwaltschaft weiterge-
leitet werden. Die Staatsan-
waltschaft gibt nach Ab-
schluss der Ermittlungen alle
Fälle an das Familiengericht
ab. Letztlich gelangen so alle
Fälle, in denen es um Strafta-
ten Jugendlicher geht, zum
Familiengericht (Abb. 2). Im
Gegensatz dazu kann die
Staatsanwaltschaft bei Er-
wachsenen das Verfahren
ohne Einbeziehung des
Strafgerichtes einstellen,
auch wenn ein hinreichen-
der Tatverdacht besteht.
2002 betrug der Anteil der
durch die Staatsanwaltschaft
eingestellten Strafverfahren
(ohne Verkehrsdelikte) 36,0
%, während die Verfolgungs-
rate bei 55,4% lag. Des Wei-
teren kann die Polizei bei
leichteren Straftaten Erwach-
sener davon absehen, die Sa-
che überhaupt an die Staats-

anwaltschaft weiterzuleiten. 24,3% der polizeilich
verfolgten Straftaten (ohne Verkehrsdelikte) sind
im Jahr 2001 auf diese Weise erledigt worden.

Nach der Abgabe an das Familiengericht wer-
den in allen Fällen Vorermittlungen durchgeführt.
Haben sich dabei Verdachtsmomente gegen den
Jugendlichen ergeben, kann der Familienrichter
den familiengerichtlichen Bewährungshelfer an-
weisen, den Jugendlichen, seine Eltern sowie an-
dere betroffene Personen zu befragen und andere
notwendige Ermittlungen vorzunehmen. Diese so
genannte Social Investigation (Sozialanamnese)
wird in praktisch allen Fällen durchgeführt. Nach
§ 9 des Jugendgesetzes sollen so Informationen
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Abbildung 1: Anzahl jugendlicher Tatverdächtiger (ohne Verkehrsdelikte) und Tatverdächtigenrate pro 100.000 
Jugendliche, 1949-2002

Quelle: White Paper on Police, 2003, p. 200.

Gesamt 141.775 100,0%

Eigentumsdelikte 123.835 87,3%

Ladendiebstahl 40.511 (28,6%)

Autodiebstahl 12.650 (8,9%)

Fahrraddiebstahl 14.710 (10,4%)

Unterschlagung 34.263 (24,2%)

Andere Delikte 21.701 (15,3%)

Gewaltdelikte 17.940 12,7%

Körperverletzung 9.140 (6,4%)

Erpressung/Nötigung 4.616 (3,3%)

Totschlag 80 (0,06%)

Raub 1.586 (1,1%)

Andere Delikte 2.518 (1,8%)

Tabelle 1: Jugendliche Tatverdächtige (ohne Verkehrsdelikte), Japan 2002

Quelle: White Paper on Police, 2003, p. 218
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über das Verhalten, den Werdegang, die Persön-
lichkeit und die Umgebung des Jugendlichen, sei-
ner Eltern oder anderer betroffener Personen ge-
sammelt werden. Dabei soll nach Möglichkeit
auch medizinischer, psychologischer, pädagogi-
scher, soziologischer und anderer Sachverstand
herangezogen werden. 2001 betrug die Zahl der fa-
miliengerichtlichen Bewährungshelfer 1533, wo-
von die Hälfte für jugendliche Straftäter verant-
wortlich ist.

Der Familienrichter kann die Verhandlung ver-
tagen und den Jugendlichen unter vorläufige Be-
währung stellen, die vom familiengerichtlichen
Bewährungshelfer überwacht wird. Darüber hin-
aus kann der Familienrichter den Jugendlichen in
ein Classification Centre einweisen, wo Untersu-
chungen zur delinquenten Prädisposition oder
zum psychischen Befinden durchgeführt und die
Jugendlichen dementsprechend klassifiziert wer-
den können. Derartige Unterbringungsanord-
nungen wurden 2002 in 9,2% der Fälle (ohne
Verkehrsdelikte) erteilt.4 Die Unterbringungsdau-
er ist grundsätzlich auf 4 Wochen begrenzt. Nach
dem revidierten Jugendgesetz von 2000 kann sie
in Ausnahmefällen auf bis zu 8 Wochen ausge-
dehnt werden, wenn dies zur Beurteilung des Ju-
gendlichen notwendig ist.

Die Sozialanamnese hat zwei Funktionen. Zum
einen sollen Informationen zum sozialen Hinter-
grund gesammelt und analysiert werden. Der Fa-
milienrichter entscheidet auf Grundlage des Be-
richts des familiengerichtlichen Bewährungshel-
fers, welche Erziehungsmaßnahme für den
Jugendlichen geeignet ist. Zum anderen soll der
Bewährungshelfer aber auch selbst unterstützend
und erzieherisch wirken. Während der Untersu-
chung kann er Anweisungen und Ratschläge ge-
ben oder dem Jugendlichen und seinen Eltern
Hilfe zur Bewältigung möglicher Probleme anbie-
ten, um Rückfälle des Jugendlichen zu verhin-
dern. Er überwacht die ergriffenen unterstützen-
den und erzieherischen Maßnahmen und erstellt
abschließend einen Bericht. Der Bewährungshel-
fer erfüllt daher bei Durchführung der Sozialan-
amnese auch Aufgaben der Jugendhilfe.

Auf Grundlage der Berichte des Bewährungs-
helfers bzw. des Classification Centre entscheidet
der Familienrichter darüber, ob eine Verhandlung
stattfinden soll. Gelangt er zu dem Ergebnis, dass
es keinen hinreichenden Tatverdacht für eine
Straftat gibt oder dass eine Verhandlung für den
Jugendlichen ungeeignet wäre, stellt er das Ver-
fahren ohne Verhandlung ein.

Die Verhandlung ist höchst informeller Natur.
Nach § 20 Abs. 1 des Jugendgesetzes soll sie in
friedvoller und freundlicher Atmosphäre durchge-
führt werden. Die Öffentlichkeit, insbesondere die
Medien, und sogar die Opfer sind von der Ver-
handlung ausgeschlossen. Der Jugendliche, seine
Eltern und mögliche Begleiter werden zu der Ver-
handlung vorgeladen, und auch der Bewährungs-

helfer hat anwesend zu sein. Außerdem kann es
Lehrern, Arbeitgebern etc. gestattet werden, der
Verhandlung beizuwohnen. Die Staatsanwalt-
schaft darf nur mit besonderer Genehmigung an-
wesend sein, die vom Familienrichter nur in äu-
ßersten Ausnahmefällen erteilt wird. Der Jugendli-
che oder seine Eltern können einen Begleiter
benennen, der üblicherweise Anwalt ist. Im Jahr
2002 ist jedoch nur in 5,7% der Fälle (ohne Ver-
kehrsdelikte) ein solcher Begleiter benannt wor-
den. Auch wenn dies im Vergleich zu früheren Jah-
ren eine recht große Steigerung bedeutete, ist dies
immer noch das schwerwiegendste Problem im
Hinblick auf die Rechtsstaatlichkeit des jugend-
rechtlichen Verfahrens vor dem Familiengericht.

Der Familienrichter stellt das Verfahren auch am
Ende der Verhandlung ein, wenn es keine hinrei-
chenden Beweise für eine Straftat gibt oder er zu
dem Schluss gelangt, dass Erziehungsmaßnahmen
nicht erforderlich sind. Kommt er zu der Auffas-
sung, dass das Verfahren nicht eingestellt werden
kann, so kann er Erziehungsmaßnahmen anord-
nen. Mögliche Maßnahmen sind die Einweisung in
eine Jugenderziehungsanstalt, die Einweisung in ein
Kinderheim oder die Anordnung der Bewährung.

Schließlich besteht die Möglichkeit, die Sache
an die Staatsanwaltschaft weiterzuleiten. Nur in
diesem Fall kann ein Jugendlicher vor ein Straf-
gericht gelangen und als Straftäter verurteilt wer-
den. Allerdings geschieht dies nur in Ausnahme-
fällen und betraf im Jahr 2002 371 Jugendliche
(ohne Verkehrsdelikte). Bei Erreichen des 21. Le-
bensjahres wird die Sache in jedem Fall an die
Staatsanwaltschaft weitergeleitet.

1.4. Die Behandlung der Jugendlichen

Die Jugenderziehungsanstalten werden vom Justiz-
ministerium verwaltet. Zum 1. April 2003 gab es
landesweit 53 derartige Anstalten. Die Jugend-

lichen werden nach ihrem Alter, der Rückfall-
wahrscheinlichkeit sowie ihrer physischen und
psychischen Verfassung in vier Kategorien einge-
teilt. Hinsichtlich der Verweildauer in der Anstalt
können drei Konstellationen unterschieden wer-
den. Bei der normalen Kurzzeitbehandlung wer-
den die Jugendlichen über einen Zeitraum von 6
Monaten intensiv betreut. Für Jugendliche mit ge-
ringer Delinquenzbelastung gibt es alternativ dazu
eine spezielle, 2- bis 3-monatige, Kurzzeitbehand-
lung in einer offenen Einrichtung. Eine Langzeit-
behandlung dauert grundsätzlich ein Jahr. Die Be-
handlungsdauer kann sich jedoch in Ausnahme-
fällen auf 4 bis 5 Jahre ausweiten, wenn dies
aufgrund besonderer psychischer oder anderer
Probleme notwendig ist. Diese spezielle Langzeit-
behandlung ist 1998 eingeführt worden, nach-
dem die Behandlungszeit eines 14-jährigen Mör-
ders in Kobe – sie betrug weniger als 2 Jahre – auf
heftige Kritik gestoßen war. Manche der Anstalten
sind offene oder halboffene Einrichtungen, wobei
auch diese durch strenge Disziplin und intensive
Trainingsprogramme gekennzeichnet sind.

In den Kinderheimen wird den Kindern Erzie-
hung, Fürsorge, Bildung und sonstige Unterstüt-
zung geboten. Bewährung kann Jugendlichen bis
zum Alter von 20 Jahren auferlegt werden. Die
Bewährung wird von Bewährungshelfern beauf-
sichtigt, die den offiziellen Einrichtungen der Be-
währungshilfe angehören. Die tagtägliche Be-
treuung und Unterstützung erfahren die Jugend-
lichen von ehrenamtlichen Bewährungshelfern.

Jugendliche, die strafgerichtlich verfolgt wer-
den, unterliegen grundsätzlich dem gleichen Ver-
fahren wie Erwachsene. Es gelten jedoch einige
Sonderregeln für jugendliche Straftäter. So tritt
beispielsweise an die Stelle der Todesstrafe die le-
benslange Haft, und an die Stelle der lebenslan-
gen Haftstrafe tritt eine zeitige Haftstrafe von 10
bis 15 Jahren.
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Abbildung 2: Japanisches Jugendrechtverfahren
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1.5. Änderungen des Jugendgesetzes

Das Jugendrecht hat zwei Funktionen: Resoziali-
sierung und Kriminalitätskontrolle. Ziele wie Ver-
geltung und Abschreckung sind im Jugendrecht
an sich unzulässig.

In den letzten 20 Jahren ist der Aspekt der Kri-
minalitätskontrolle in Theorie und Praxis mehr
und mehr in den Mittelpunkt gerückt. Damit ver-
bunden sind Forderungen nach härteren Sanktio-
nen und einer Intensivierung der Ermittlungstä-
tigkeit sowie der Berücksichtigung von Vergel-
tungs- und Abschreckungsgesichtspunkten bei
der Entscheidung jugendrechtlicher Fälle. Als ein
Ergebnis dieser Entwicklung kam es im Jahr 2000
zu einer Änderung des Jugendgesetzes.

Diese Gesetzesänderung umfasst drei Teilberei-
che. Der wichtigste Teil betrifft die Strafverfol-
gung Jugendlicher. Vor der Neufassung konnte
das Familiengericht nur Fälle Jugendlicher über
16 Jahre an die Staatsanwaltschaft abgeben. Die-
ses Mindestalter ist auf 14 Jahre gesenkt worden.
Darüber hinaus ist das Familiengericht nun
grundsätzlich bei Jugendlichen über 16 Jahren,
die ein Tötungsdelikt oder eine andere vorsätzli-
che Straftat mit Todesfolge begangen haben, zur
Abgabe verpflichtet. Damit ist die Wahrschein-
lichkeit für den Jugendlichen, dass sein Fall vor
einem Strafgericht verhandelt wird und zu einer
Kriminalstrafe führt, erhöht worden.

Zweitens ist mit dem novellierten Jugendgesetz
das Ermittlungsverfahren geändert worden. Die
Höchstdauer der Untersuchungshaft ist von vier auf
acht Wochen ausgedehnt worden. War die Staats-
anwaltschaft vor der Gesetzesänderung von der fa-
miliengerichtlichen Verhandlung gänzlich ausge-
schlossen, kann das Familiengericht der Staatsan-
waltschaft nun gestatten, der Hauptverhandlung
beizuwohnen, wenn der Jugendliche die Tat bestrei-
tet oder wenn der Fall sehr kompliziert ist.

Drittens sind verschiedene Bestimmungen im
Hinblick auf die Opfer eingefügt worden. Sie kön-
nen vor dem Familienrichter oder dem Bewäh-
rungshelfer eine Aussage machen und so ihre
Sicht der Tat und des Täters darstellen. Es ist ih-
nen erlaubt, die Akten des Falles einzusehen, und
sie sind über die abschließende Entscheidung zu
informieren. Ähnliche Bestimmungen sind kurz
vor der Änderung des Jugendgesetzes auch schon
in das allgemeine Strafprozessrecht aufgenom-
men worden.

Für diese Änderung nennt Yokoyama folgende
Gründe: (1) eine Veränderung der öffentlichen
Meinung nach dem Kobe-Fall, (2) ein v.a. auf die
Ausweitung der sozialen Kontrolle sowie härterer
polizeilicher Gesetzesanwendung zurückzufüh-
render Anstieg der registrierten Straftaten, (3) Be-
richte der Massenmedien, die infolge polizei-
licher Pressemitteilungen die Zunahme der Ju-
genddelinquenz sowohl in quantitativer als auch

in qualitativer Hinsicht überbewerteten, (4) die
Opferrechtsbewegung, sowie (5) eine politische
Bewegung zur kriminalisierung Jugendlicher.5

All dies sind sicherlich wichtige Einflussgrö-
ßen. Nach dem integrativen Konfliktmodell von
McGarrell und Castellano6 sind neben diesen
konkreten kriminalitäts- und strafrechtsbezoge-
nen Faktoren und dramatischen Einzelfällen aber
auch strukturelle und kulturelle Faktoren zu be-
rücksichtigen.

Als strukturelle Faktoren für die Änderung des Ju-
gendgesetzes können etwa die Globalisierung der
Wirtschaft, der industrielle Wandel, die Verlagerung
der Industrie ins Ausland, eine gravierende Rezes-
sion, der neoliberale Abbau des Sozialstaats und der
sozialen Sicherheit, wachsende Arbeitsplatzunsi-
cherheit, hohe Arbeitslosigkeit und andere Gründe
sozialer Entfremdung unter jungen Leuten, zuneh-
mende Raten von Schulabbrechern und ein Anstieg
der Kriminalität genannt werden. Als kulturelle Fak-
toren können etwa die neoliberale Betonung der
»Eigenverantwortung« und »Selbsthilfe«, das Vor-
herrschen einer »winner-or-loser-Kultur«, eine tief-
greifende Zukunftsangst und eine abnehmende
Toleranz in der Bevölkerung, ein weit verbreitetes
Gefühl der sozialen Unsicherheit sowie eine wach-
sende Kriminalitätsfurcht angeführt werden.

Diese strukturellen und kulturellen Faktoren
sind einhergegangen mit Faktoren, die sich auf das
Straf- und Jugendrecht selbst beziehen, wie einer
verstärkten öffentlichen Wahrnehmung der Situa-
tion der Opfer, öffentlichem Misstrauen gegenüber
dem Jugendrecht und der Forderung nach härte-
rem Durchgreifen bei Jugendkriminalität sowie ei-
ner extensiven medialen Berichterstattung. Nach
einer Reihe schwerer Straftaten Jugendlicher mach-
ten zudem einige Parteien das Jugendrecht bei den
Wahlen im Jahr 2000 zu einem zentralen Wahl-
kampfthema, und es kam zu einer außergewöhn-
lichen Beschleunigung des politischen Prozesses,
die noch im selben Jahr in der Gesetzesänderung
mündete. Indem es die strafrechtliche Verantwort-
lichkeit der Jugendlichen und die Bestrafungsmög-
lichkeiten ausweitet, spiegelt das geänderte Jugend-
gesetz die vorherrschende »winner-or-loser-Kultur«
und andere kulturelle Faktoren wieder.

2. Diversion und Jugendhilfe im Familien-
gerichtsverfahren

2.1. Summarische Abgaben durch die Polizei
als versteckte Diversion

Vor Einführung der Familiengerichte hatte die
Staatsanwaltschaft nach Überprüfung der Fälle zu
entscheiden, welche davon strafgerichtlich ver-
folgt werden sollten und welche an das Juvenile
Hearing Centre abzugeben waren. An diese Ein-
richtung gelangten die Fälle, in denen die Staats-
anwaltschaft eine strafrechtliche Verfolgung für
unnötig erachtete.

Heute geht man davon aus, dass auch bei Ju-
gendlichen, die nur leichtere Straftaten begangen
haben, Unterstützungsbedarf bestehen kann. Um
dies in jedem Einzelfall klären zu können, ver-
langt das aktuelle Gesetz, dass alle, d.h. auch die
leichteren Fälle an das Familiengericht abgegeben
werden. Dieses verfügt mit der Bewährungshilfe
über die nötigen Ressourcen, um den sozialen
Hintergrund der Straftat zu beleuchten und zu
entscheiden, welche altersadäquaten Maßnah-
men geeignet sind. Polizei und Staatsanwalt-
schaft sollen keine abschließenden Entscheidun-
gen treffen.

Die Umstände eines jeden Falles derart einge-
hend zu beleuchten, würde jedoch schnell zu ei-
ner Überlastung des Familiengerichts führen. Vor
diesem Hintergrund ist im Jahre 1950 durch ein
Übereinkommen zwischen dem Obersten Ge-
richt, der Obersten Staatsanwaltschaft und der
nationalen Polizeibehörde das bereits skizzierte
Verfahren der summarische Abgabe eingeführt
worden. Gemäß der Neufassung des Abkommens
aus dem Jahr 1969 kann die summarische Abgabe
eingesetzt werden, (1) wenn es um Diebstahl,
Körperverletzung sowie andere Straftaten geht,
die nach dem Erwachsenenstrafrecht mit höch-
stens drei Jahren Haftstrafe belegt werden könn-
ten, (2) wenn der Vermögensschaden weniger als
5000 Yen beträgt (weniger als 1000 Yen bei Er-
pressung und Nötigung) oder der Schaden inner-
halb von 10 Tagen wiedergutgemacht worden ist,
(3) keine Waffe benutzt worden ist und (4) wenn
der Jugendliche innerhalb der vergangenen zwei
Jahre keinen Eintrag beim Familiengericht hatte,
er die Tat nicht abstreitet und nicht in Haft ge-
nommen worden ist. Handelt es sich um ein
leichteres Vergehen und erachtet die Polizei Er-
ziehungsmaßnahmen für nicht erforderlich,
kann sie einen solchen Fall zusammen mit ande-
ren Bagatellverfahren an das Familiengericht ab-
geben, nachdem sie eine Verwarnung gegenüber
dem Jugendlichen oder anderen betroffenen Per-
sonen ausgesprochen hat. Nach Eingang beim Fa-
miliengericht führt der familiengerichtliche
Bewährungshelfer in solchen Fällen keine Sozial-
anamnese mehr durch. Vielmehr stellt der Fami-
lienrichter den Fall nach Durchsicht der polizei-
lichen Unterlagen ohne Verhandlung ein. Die
Zahl der Fälle (ohne Verkehrsdelikte), die im sum-
marischen Verfahren zum Familiengericht ge-
langten, betrug im Jahr 2002 36,8%.

Im Zuge einer Untersuchung der Praxis der
summarischen Abgaben kam Hattori zu dem Er-
gebnis, dass sie sich letztlich genauso auswirken,
als wenn die entsprechenden Fälle überhaupt
nicht an das Familiengericht abgegeben worden
seien.7 Praktisch alle Fälle, die auf dem Wege der
summarischen Abgabe zum Familiengericht ge-
langen, werden nach kurzer Durchsicht der Akten
eingestellt. Zu weitergehenden Untersuchungen
oder einer Verhandlung kommt es grundsätzlich
nicht. Die summarische Abgabe stellt daher de
facto eine Diversion auf polizeilicher Ebene dar.
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2.2. Diversion und Jugendhilfe im Familienge-
richtsverfahren

Auch ohne die summarische Abgabe werden
mehr als 80% aller Fälle (ohne Verkehrsdelikte)
ohne oder nach der familiengerichtlichen Ver-
handlung auf Grundlage der Sozialanamese des
Bewährungshelfers eingestellt. Im Jahr 2002 la-
gen mehr als 80% der Verfahrenseinstellungen
mit oder ohne Verhandlung erzieherische Be-
gleitmaßnahmen des Bewährungshelfers zugrun-
de. Der hohe Anteil an Einstellungen ist somit
auf die Jugendhilfearbeit während des Familien-
gerichtsverfahrens zurückzuführen.

Wie dargelegt, kann der Jugendliche auch un-
ter vorläufige Bewährung gestellt werden, die der
Bewährungshelfer begleitet und überwacht. In
dieser Zeit werden verschiedene erzieherische
Maßnahmen ergriffen. In einigen Fällen wird ei-
nem Ehrenamtlichen aus der Gemeinde die Be-
währungsaufsicht übertragen. Zusätzlich kann
der Jugendliche auch in einem Privathaushalt
oder einer privaten Einrichtung untergebracht
werden. Üblicherweise wird die vorläufige Be-
währung für jene Jugendliche angeordnet, die
wegen ernsthafter persönlicher Probleme oder
Schwierigkeiten in ihrem Umfeld sehr wahr-
scheinlich in eine Jugenderziehungsanstalt zu
überweisen wären. Die vorläufige Bewährung
wird daher auch als »letzte Chance« eingestuft.
Zum Abschluss der vorläufigen Bewährung führt
der Familienrichter eine Verhandlung durch, und
in der Regel stellt er das Verfahren ein oder ord-
net eine Bewährungsstrafe an. Die Einweisung in
eine Jugenderziehungsanstalt wird normaler-
weise vermieden. Auch hierin zeigt sich die ju-
gendhilfeorientierte Ausrichtung der Arbeit des
Bewährungshelfers.

Ursprünglich ist das Jugendrecht geschaffen
worden, um die Jugendlichen vor dem Strafver-
fahren und vor einer strafrechtlichen Verurtei-
lung zu bewahren, und es funktioniert bis heute
so. Das Verfahren stimmt mit dem Gedanken
überein, dass Zwangsmaßnahmen und Freiheits-
beschränkungen soweit wie möglich vermieden
werden sollten, um eine altersadäquate Entwick-
lung der Jugendlichen zu gewährleisten.

3. Härteres Durchgreifen und Wandel der
Diversionspraxis

3.1. Bedeutungsverlust der familiengerichtli-
chen Bewährungshilfe

Von Anfang an waren die Bewährungshelfer
überlastet, da adäquate Jugendhilfe zeit- und ar-
beitsintensiv ist. Diese zunehmende Betonung
der Kriminalitätskontrolle sowie Forderungen
nach Vergeltung und Abschreckung haben zu ei-
nem Bedeutungsverlust der Resozialisierungs-
funktion des Jugendrechts geführt. Dies hat die
Diversionspraxis negativ beeinflusst.

1979 ist erstmals offiziell erklärt worden, dass
die jugendhilfeorientierte Arbeit des Bewäh-
rungshelfers der gerichtlichen Arbeit des Famili-
enrichters unterzuordnen sei, womit die Krimi-
nalitätskontrollfunktion in den Vordergrund ge-
rückt wurde. Das japanische Gerichtswesen ist
sehr professionell, zentralisiert, hierarchisch und
mit klassischen bürokratischen Strukturen orga-
nisiert8. Mit der politischen Vorgabe, die Verfah-
ren effizient zu bearbeiten, ist Ende der 70er Jah-
re großer Druck auf die familiengerichtlichen
Bewährungshelfer erzeugt worden, ihre Arbeits-
weise zu vereinfachen.

Dieser Druck sowie der Bedeutungsverlust der
Resozialisierungsfunktion führten zu verschiede-
nen Veränderungen9. War der Bewährungshelfer
ursprünglich als unabhängiger Experte zur
Durchführung der Jugendhilfe und zur Berichter-
stattung an das Familiengericht gedacht, ist er
jetzt vollständig in die bürokratische Hierarchie
des Landes integriert worden. Im Jahre 1984 wur-
de ein strenges Aufsichtssystem für die Arbeit der
Bewährungshelfer eingeführt. Seit einer Anwei-
sung des Obersten Gerichts aus demselben Jahr
können auch solche leichteren Fälle, die im Wege
einer normalen Abgabe und nicht durch summa-
rische Abgabe zum Familiengericht gelangen,
ohne ausführliche Sozialanamnese eingestellt
werden. Schätzungen ergaben, dass heute die
Hälfte aller an das Familiengericht abgegebenen
Fälle, ohne Sozialanamnese und damit einherge-
hende erzieherische Arbeit des Bewährungshel-
fers eingestellt werden.

Der Bedeutungsverlust der Arbeit des Bewäh-
rungshelfers spiegelt sich in einem dramatischen
Rückgang der Fälle vorläufiger Bewährung wi-
der10. Familiengerichtliche Anordnungen von Er-

ziehungsmaßnahmen haben schrittweise zuge-
nommen, während die Zahl der Einstellungen zu-
rückgegangen ist. Die Zahl der Neuzugänge in
den Jugenderziehungsanstalten sowie in den
Classification Centres ist seit 1996 stark angestie-
gen (Abb. 3). Zwischen 1995 und 2002 gab es ei-
nen 60-prozentigen Anstieg in den Jugenderzie-
hungsanstalten und eine Zunahme um 68% in
den Klassifikationsanstalten, was zu großen Pro-
blemen wegen Überbelegung geführt hat.

3.2 Die praktischen Folgen des geänderten Ju-
gendgesetzes und ihr Einfluss auf die Be-
währungshilfe

Vor der Gesetzesänderung im Jahr 2000 ist der
Anteil der Fälle, die an die Staatsanwaltschaft ab-
gegeben worden sind, selbst bei schweren Fällen
sehr gering gewesen. Da jetzt nach dem neuen 
§ 20 Abs. 2 Jugendgesetz alle Verfahren gegen Ju-
gendliche, denen ein Tötungsdelikt oder eine
vorsätzliche Straftat mit Todesfolge zur Last gelegt
wird, an die Staatsanwaltschaft abgegeben wer-
den müssen, ist der Anteil der strafrechtlich ver-
folgten Jugendlichen stark angestiegen. Die Ent-
scheidung solcher Fälle richtet sich de facto pri-
mär nach der Schwere der Straftat. Auch hier wird
das hohe Gewicht des Gedankens der Kriminali-
tätskontrolle deutlich.

Das Familiengericht lässt nun auch Aspekte der
Vergeltung und Abschreckung bei der Entschei-
dung der Fälle mit einfließen, was härtere Sank-
tionen und eine höhere Zahl an Strafverfahren
gegen Jugendliche zur Folge hat. Unmittelbar
nach der Gesetzesänderung hat das Oberste Ge-
richt entschieden, dass der familiengerichtliche
Bewährungshelfer bei der Erstellung seines Be-
richts nun auch die Auswirkungen der Straftat auf
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die jeweilige Gemeinde und die Opfer sowie das
Vergeltungsbedürfnis von Öffentlichkeit und Op-
fer sowie den Abschreckungsbedarf untersuchen
soll. Dies alles soll sicherstellen, dass ein Großteil
der Fälle in einem Strafverfahren mündet. Stel-
lungnahmen zu Vergeltungs- und Abschre-
ckungsaspekten stehen jedoch in deutlichem
Widerspruch zur Jugendhilfeaufgabe des Bewäh-
rungshelfers. Nach Angaben von Bewährungshel-
fern hat dieser Widerspruch für allgemeine Ver-
wirrung über die eigene Rolle gesorgt und die Ar-
beitsmoral geschwächt.

3.3. Zunahme der summarischen Abgaben
und Bedeutungsverlust der Resozialisie-
rungsfunktion

Während die Zahl der Einstellungen durch das Fa-
miliengericht zurückgegangen ist, hat sich die Zahl
der summarischen Abgaben der Polizei an das Fa-
miliengericht drastisch erhöht (Abb. 4). Da sum-
marische Abgaben de facto wie Diversionsmaß-
nahmen wirken, scheint diese Ausweitung auf den
ersten Blick den Diversionsgedanken zu stärken.

Eine frühzeitige Einstellung des Verfahrens
schon auf polizeilicher Ebene kommt denjenigen
Jugendlichen zugute, die keine ernsthaften Pro-
bleme haben und daher keiner Intervention be-
dürfen. Sie stimmt also mit dem Ziel altersadä-
quater Entwicklung überein, da nicht notwendige
Interventionen solche Jugendlichen nur unnöti-
gerweise stigmatisieren würden. Dies war neben
dem Effekt, dass so eine große Zahl von Verfahren
wegen leichterer Straftaten effizient erledigt wer-
den können, der Hauptgrund für die Schaffung
des Verfahrens der summarischen Abgabe.

Andererseits gibt es auch Jugendliche, die zwar
nur eine leichtere Straftat begangen haben, bei

denen aber dennoch ernsthafte Probleme in Be-
zug auf ihre Persönlichkeit oder ihr soziales Um-
feld bestehen und die dementsprechend adäqua-
ter Fürsorge und Unterstützung bedürfen. Befasst
man sich nur mit der Straftat selbst und ihrer
Schwere, so können solche Probleme und Bedürf-
nisse nicht erkannt werden. Im Hinblick auf die
summarischen Abgaben ist fraglich, ob die Polizei
derartige Probleme effektiv erkennen kann.

Hatari hat darauf hingewiesen, dass die Ent-
scheidung für oder gegen eine summarische Ab-
gabe auf externen Faktoren der Straftat und hier-
bei in erster Linie auf deren Schwere beruht, und
dass die Entscheidung für eine summarische Ab-
gabe dazu führt, dass die Polizei weniger Zeit für
die Bearbeitung eines Vorgangs aufwenden muss,
etwa für die Anfertigung der Akten.11 Dement-
sprechend werden summarische Abgaben durch-
geführt, ohne die Probleme und Bedürfnisse der
Jugendlichen sorgsam zu berücksichtigen. Die
Fälle, die durch summarische Abgabe zum Fami-
liengericht gelangen, werden praktisch ohne jeg-
liche Hilfe und Unterstützung des Bewährungs-
helfers für den Jugendlichen eingestellt. Damit
beschleunigt die Praxis der summarischen Abga-
be, die der Polizei die Hauptentscheidung über
den Fortgang des Verfahrens überträgt, den Be-
deutungsverlust der Resozialisierungsfunktion
des Jugendrechts.

4. Zusammenfassung

Eines der Hauptmerkmale des japanischen Ju-
gendrechts ist es, dass alle Fälle zum Familienge-
richt gelangen und dass ein großer Teil davon in-
folge der Arbeit des Bewährungshelfers ohne ge-
richtlich angeordnete Erziehungsmaßnahmen
eingestellt wird. Es gibt jedoch eine Tendenz, die

Kriminalitätskontrolle in den Mittelpunkt des Ju-
gendrechts zu rücken, während die Resozialisie-
rungsfunktion ins Abseits gerät. Diese Entwick-
lung hat die Jugendhilfe durch die familienge-
richtlichen Bewährungshelfer geschwächt. Der
jüngste Trend zum harten Durchgreifen sowie die
Änderung des Jugendgesetzes im Jahr 2000 haben
diese Entwicklung weiter beschleunigt und be-
einflussen die Diversionspraxis negativ.

Die Ausweitung der Bestrafung Jugendlicher
wird nicht zu einem Rückgang schwerer Strafta-
ten führen, da diese in den seltensten Fällen auf
einer rationalen Entscheidung beruhen. Die Be-
strafung, insbesondere die Inhaftierung in An-
stalten des Erwachsenenstrafvollzuges, verhin-
dert die Reintegration straffälliger Jugendlicher
und erhöht die Wahrscheinlichkeit eines Rück-
falls. Dementsprechend steigt dadurch die Zahl
der Verbrechensopfer eher noch an. Jugendliche
haben in vielen Fällen aufgrund persönlicher Pro-
bleme und Schwierigkeiten in ihrem Umfeld ei-
nen großen Bedarf an Erziehung und Fürsorge.
Daher rechtfertigen schwere Straftaten Jugend-
licher nicht ohne weiteres harte Strafen. Die In-
tensivierung der Strafverfolgung hat kaum mehr
als eine symbolische Wirkung, indem der Öffent-
lichkeit demonstriert wird, dass etwas gegen das
schwerwiegende Problem der Jugendkriminalität
getan wird. Dies waren im Übrigen die Haupt-
gründe dafür, dass ich mich im Jahr 2000 gegen
die Änderung des Jugendgesetzes aussprach.12

Japan ist bekannt für seine niedrige Kriminali-
tätsrate. Harada hat aufgezeigt, dass die Krimina-
litätsrate Erwachsener im Vergleich zur Krimina-
litätsrate Jugendlicher erheblich niedriger ist. Er
führt dies vor allem auf eine relativ niedrige
Rückfallquote derjenigen Jugendlichen zurück,
die in späten Jugendjahren das Jugendrechtsver-
fahren durchlaufen haben. Nach seiner Auffas-
sung hat das japanische Jugendrecht, begünstigt
durch eine positive Entwicklung der wirtschaft-
lichen Situation und des Arbeitsmarktes, die Re-
sozialisierung straffälliger Jugendlicher gefördert
und dazu beigetragen, Rückfälle zu verhindern.13

Die Jugendhilfe durch die Bewährungshelfer hat
daran einen entscheidenden Anteil, indem sie
viele Jugendliche vor formellen Erziehungsmaß-
nahmen bewahrt und ihren Weg zurück in die
Gesellschaft geebnet hat.

Die wichtigste Aufgabe der Jugendrechtsreform
ist es daher, die Jugendhilfe wieder zu stärken.
Darüber hinaus sollte die erzieherische Verant-
wortung des sozialen Nahbereiches gefördert wer-
den, um eine bessere Resozialisierung der Jugend-
lichen, die vor einem formellen Familiengerichts-
verfahren bewahrt wurden, zu erreichen. Auf
diesem Wege kann den Jugendlichen eine alters-
adäquate Entwicklung ermöglicht werden.

Aus dem Englischen übersetzt von Nicole Hilfert
und Christian Walburg, Institut für Kriminalwissen-
schaften, Universität Münster.
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Abb.4: Alle an das Familiengericht abgegebenen Jugendkriminalfälle und Summary 
Referral (summarische Abgabe an das Familiengericht) 

ohne Verkehrsdelikte, 1970-2002
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Quelle: Annual Report on Judicial Statistics, 1970-2002

https://doi.org/10.5771/0934-9200-2004-3-106 - Generiert durch IP 216.73.216.173, am 23.06.2026, 12:56:02. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771%2F0934-9200-2004-3-106


Hiroyuki Kuzuno, Ph. D., ist Professor für Jugend-
recht an der Juristischen Fakultät der Ritsumeikan
Universität in Kyoto, z. Zt. Visiting Fellow an der
London School of Economics und Research Associate
am International Centre for Prison Studies, King’s
College, University of London.

Fußnoten:

1 Kinder unter 14 Jahren sind nach japanischem
Recht strafrechtlich nicht verantwortlich.

2 White Paper on Police 2003, p. 200; in Deutsch-
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Früh übt sich:
Der Konsum psychoaktiver Substanzen bei 

Jugendlichen im europäischen Vergleich
Matthias Richter

Im Sommer diesen Jahres haben Forschungsteams aus fast allen europäischen Ländern bereits zum sechsten Mal die Er-
gebnisse der Studie »Health Behavior in School-aged Children (HBSC)« vorgelegt.1 Die HBSC-Studie ist ein internationa-
les kooperatives Forschungsvorhaben, das von der Weltgesundheitsorganisation (Regionalbüro für Europa) unterstützt
wird. Ziel der alle vier Jahre durchgeführten Untersuchung ist es, zu einem erweiterten Verständnis gesundheitsbezoge-
ner Einstellungen und Verhaltensweisen junger Menschen beizutragen und die Bedingungen ihrer Entwicklung zu unter-
suchen. In der aktuellen Studie (2001/02) wurden insgesamt über 160.000 Kinder und Jugendliche im Alter von 11, 13
und 15 Jahren zu unterschiedlichsten Aspekten ihrer Gesundheit und ihres Gesundheitsverhaltens befragt. Deutschland
ist – vertreten durch das Land Nordrhein-Westfalen – seit 1994 an der Studie beteiligt. Die aktuelle Studie fand erstmals
nicht nur in Nordrhein-Westfalen, sondern auch in den Bundesländern Berlin, Hessen und Sachsen statt.

D as gesundheitsrelevante Verhalten und
hier insbesondere der Substanzkonsum
bilden einen wichtigen Schwerpunkt der

Studie. Der Substanzkonsum im Jugendalter ver-
dient besondere Aufmerksamkeit, da Jugendliche
in dieser Lebensphase zum ersten Mal mit psy-
choaktiven Substanzen (wie Tabak, Alkohol, Ma-
rihuana und Ecstasy) in Berührung kommen und
dementsprechend teils bewusst, teils unbewusst
vielfältige gesundheitsbezogene Einstellungen
und Verhaltensweisen erprobt, erlernt, verfestigt
oder auch wieder verworfen werden. Die über-
wiegende Anzahl der im Jugendalter »erfolg-
reich« angenommenen Verhaltensweisen und
Gewohnheiten werden im Erwachsenenalter
fortgeführt und sind damit bestimmende Fakto-
ren für den weiteren Gesundheitszustand. Bei ei-

ner Betrachtung des Substanzkonsums ist aber
nicht nur an die langfristigen Folgen zu denken.
So ist die gesundheitliche Situation bereits im Ju-
gendalter zu einem nicht geringen Ausmaß
durch das individuelle Risikoverhalten be-
stimmt.

Besonders problematisch ist der Substanzkon-
sum, wenn er sehr früh oder exzessiv einsetzt
oder wenn er in Kombination mit anderen pro-
blematischen Verhaltensweisen auftritt und dar-
aus eine instrumentelle Gewohnheit wird, die
zu einer frühen Einschränkung des Verhaltensre-
pertoires bei Problemen und Anforderungen
führt. So kann regelmäßiger oder exzessiver
Konsum von Tabak und Alkohol gerade im Ju-
gendalter zu schweren Entwicklungsstörungen

führen; physiologische Effekte ebenso wie orga-
nische Schäden treten schneller als bei Erwach-
senen ein, und auch die Zeitspanne vom Mis-
sbrauch bis hin zur Abhängigkeit ist gegenüber
dem erwachsenen Organismus verkürzt. Im Fol-
genden werden die wichtigsten Ergebnisse in
Bezug auf den Substanzkonsum im europäi-
schen Vergleich vorgestellt. Im Mittelpunkt
steht dabei die Frage, wie es um die deutschen
Kinder und Jugendlichen bestellt ist.

Tabakkonsum

Im internationalen Vergleich befinden sich
deutsche Jugendliche in der Spitzengruppe der
regelmäßigen Tabakkonsumenten. So geben
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